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3. Juni 2024 

 
 
Stellungnahme des BDB zum Gesetzentwurf zur Änderung des Moselvertrags 
 
 
Sehr geehrter Herr 
 
vielen Dank für die Übersendung des o.g. Gesetzentwurfes.  
 
Der BDB hat sich in der Vergangenheit intensiv und schlussendlich erfolgreich für eine Aufhe-
bung der Schifffahrtsabgaben für die Güter- und Fahrgastschifffahrt auf den Binnenwasserstra-
ßen des Bundes eingesetzt. Die nach der Abgabenaufhebung verbliebene Gebührenpflicht auf 
der Mosel, die ihre Rechtsgrundlage im Moselvertrag findet, wurde von uns stets als ein die 
Entwicklung der Binnenschifffahrt hemmender „Fremdkörper“ wahrgenommen.  
 
Deshalb begrüßen wir es ausdrücklich, dass nun eine Aufhebung der Schifffahrtsabgaben auf 
der Mosel zum 1. Juli 2025 angestrebt wird: Der Wegfall der Moselabgaben vollendet die Anfang 
2019 begonnene Gebührenbefreiung auf bundeseigenen Binnenwasserstraßen und beendet so 
die Wettbewerbsnachteile speziell der Moselschifffahrt. Die Abgabenbefreiung führt zu einer 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Binnenschifffahrt und steht somit im Einklang mit dem 
übergeordneten verkehrspolitischen Ziel der Bundesregierung, umwelt- und klimafreundliche 
Verkehrsträger zu stärken. 
 
Frankreich hat sich diese unter Klimaaspekten und Verkehrsverlagerungsgesichtspunkten wich-
tige Maßnahme zur Stärkung der besonders umweltschonenden Binnenschifffahrt nach einem 
mehrjährigen Diskussions- und Verhandlungsprozess durch das Aushandeln einer „Ausgleichs-
zahlung“ in Höhe von zweieinhalb Jahresgebühren, zu zahlen an die VNF, regelrecht abkaufen 
lassen. Es ist äußerst bedauerlich, dass in einem geeinten Europa, das sich im European Green 
Deal die Senkung der Klimagase und die deutliche Verlagerung von Gütern auf das Wasser 
gemeinsam zum Ziel gesetzt hat, keine andere Vorgehensweise erzielt werden konnte. Vor die-
sem Hintergrund verdient die Haltung der Bundesregierung, die in diesem Gesetzentwurf zum 
Ausdruck kommt, umso mehr die Zustimmung der am System Wasserstraße beteiligten Unter-
nehmen der Schifffahrt, Häfen und Industrie.  
 
Wir erwarten bzw. hegen die Hoffnung, dass keiner der Vertragsstaaten von der in Artikel 22 
des Vierten Protokolls verbrieften Renationalisierung der Gebührenhoheit Gebrauch macht, in-
nerhalb seiner Grenzen zukünftig wieder Schifffahrtsabgaben auf der Mosel zu erheben. Sollte 
Frankreich zukünftig Initiativen in diese Richtung ergreifen, bitten wir bereits heute um die er-
höhte Aufmerksamkeit Ihres Hauses.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
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